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Zeichen für die Armsten
Der Kanton Bern verlangt vom Bund eine Erhöhung der Entwicklungshilfe

Die Grossrätinnert und GrDssräte befassten sich gestern im Berner Rathaus mii den dunkelsten Schattenseiten des Lebens. SEATSCFIWtIZER
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Der Grosse Rat verpflichtet den

Regierungsrat, sich beim Bund
mit einer Standesinitiative für
mehr Entwicklungshilfe ein-

zusetzen. Direkthilfe aus der
Kantonskasse war für den Rat
aber des Guten zu viel.
DÖL,F BARBEN
Der Thuner EVP-(rossrat Marc Jost
klang gestern im Kantonsparla-
rnentwie ein Pfarrer. Allerdings: Jost
& auch Pfarrer (beim Evangeli-
schen Gemeinschaftswerk), zudem
eignete sich sein Thema perfekt für
eine Predigt. Für Leute hierzulande
sei es selbstverständlich, hob er an,
dass sie ein Frühstück haben, und
auch sauberes Wasser und Medika-
mente. «Jetztstellt euchvor, ihrhabt
eine Infektion und könnt euch kei-
ne Medikamente leisten.»

Jost erinnerte an all die Men-
schen, die in Armut leben, und an
jene, denen wegen der Finanzkrise
ein Rückfall indle Armut droht. Vor
diesem Hintergrund ist es für Jost
unverständlich, dass der Bundesrat
eine Erhöhung der Entwicldungs-
hilfe von 0,4 auf 0,5 Prozent des
Volkseinkommens ablehnt-zumal
die Uno den Industrieländern emp-
fiehlt, 0,7 Prozent für die Bekämp-
fung von Hunger undArmut einzu-
setzen. In seiner Motion forderte
Jost deshalb, der Kanton Bern solle
sich mittels Standesinitiative beim
Bund dafür einsetzen, dass dieser
Beitrag auf diesen Wert erhöhtwird.
ZudemsollderKantonßemküiiftig
selber 0,7 Prozent seines Volksein-
kommens in die Entwicklungshilfe
investieren. Dies würde die berni-

sche Staatskasse mit rund 60 Mfflio-
nen Franken belasten. Jost präsen-
tierte gleich einen Vorschlag, wie
die Ausgabe finanziert werden
könnte: durch eine Änderung bei
der Erbschaftssteuer.

«Kann fast nicht dagegen sein»

Bei seinen Zuhörerinnen und
Zuhörern stiess lost grundsätzlich
auf Zustimmung. «Man kann fast
nicht dagegen sein», sagte Susanne
Bommeli (fdp, Bremgarten).Wie sie
argumentierten auch andere bür-
gerliche Sprecherinnen und Spre-
cher: Entwicklungshilfe sei zwar gut
und richtig, aber sie gehöre nicht zu
den Kernaufgaben und Kernkom-
petenzen eines Kantons. Und zu
bedenken sei auch: 60 Mfflionen
Franken würden anderswo fehlen.

Entwicklungshilfe sei primär
eine Aufgabe des Bundes, sagte
Gerhard Fischer (svp, Meiringen).
Und wie Elisabeth Blaser (bdp,
Oberthal) wies er auf das in der
Schweiz verbreitete Engagemenf
von Privaten hin. «Wenn man das
hochrechnet, ergibt das einiges
mehr als 0,7 Prozent.»

Vorbehaltlos unterstützt wurde
Jost lediglich von seiner Partei und
von den Grünen: Es gehe nicht um
ein bisschen mehr oder weniger
Fleisch, sagte sein Parteikollege
RuediLöffel, «es gehtumLebenund
Tod». Es sei nicht richtig, wenn der
Regierungsrat in seiner Antwort
schreibe, die Thematik sei für den
Kanton Bern «nicht von besonde-
rem Interesse». Enttäuscht von der
«eher formalistischen Antwort» des
Regierungsrats zeigte sich auch Erik
Mozsa (grüne, Bern). Annutsbe-

kämpfung gehe auch den Kanton
Bern etwas an. Und für die Grünen
sei es unverständlich, dass die
Schweiz als eines derreichstenLän-
der mit ihrem Engagement hinter
anderen Industrieländern zurück-
bleibe. Diesen Umstand kritisierte
ebenfalls die SP: «Das ist schäbig»,
sagte Pau.ula Ramseier (Bern). Mit
der zweiten Forderung -60 Millio-
nen Franken Direkthilfe des Kan-
tons - habe die SP «aber Mühe».
Punktuelle Unterstützung

Damit war für Jost klar, dass die
Direkthilfe keine Mehrheit finden
würde im Rat; deshalb zog er den
Punkt zurück. Auch Finanzdirek-
tor Urs Gasche (bdp) hatte die Ar-
gumente des Regierungsrats noch-
mals kurz erläutert. Dieser hatte
dem Rat Ablehnung beider Punkte
beantragt. Der Kanton, der bereits
heute punktuelle Unterstützung
leiste, brauche sich nicht vorwer-
fen zu lassen, er nehme diese Auf-
gabe nicht gebührend wahr, sagte
Gasche. Nach den Kantonen Genf
und Zürich leiste Bern diesbezüg-
lich am meisten. Gegen eine Stan-
desinitiative sprach sich Gasche
auch deshalb aus, weil dieses In-
strument durch die in letzter Zeit
häufige Verwendung seine Wir-
kung zu verlieren drohe. Es sollte
nur gebraucht werden für Dinge,
«die wirklich wichtig sind für den
Kanton Bern».

Den Grossen Rat beeindruckte
dieses Argument wenig; er über-
wies Punkt 1 der Motion mit 73 zu
66 Stimmen. Der Regierungsrat
muss nun - gegen seinen Wifien -
eine Standesinitiative ausarbeiten.
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SO WURDE ABGESTIMMT
Punkt 1 aus Marc Jost5 Motion würde
mit 73 zu 66 Stimmen bei 5 Ent-
haltungen angenommen. SP, Grüne,
EVP und EDU unterstützten die For-
derung nach einer Standesinitiative.
SVP, FDP und BDP waren dagegen.
Abweichendes Stimmverhalten
war kaum zu verzeichnen: Bei der
SVP stimmte Fritz Ruchti (Seewil)
zu, bei den Grünen enthielt sich
Barbara Mühiheim (Bern) der Stim-
me, bei der EVP Reto Steiner (Lan-
genthal). Die weiteren Enthaltun-
gen kamen aus dem Jura von PSA-
und PDC-Mitgliedern, (db)
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